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- Beschlußkammer 2  ­  

E n t s c h e i d u n g  

in dem V e r f a h r e n   w e g e n 

Genehmigung der  Entgelte und entgeltrelevanten Bestandteile der Allgemeinen Geschäftsbe­
dingungen für die Verlängerung  der Taktlängen  und T arifeinheitenpreise für  City-,  Regional- und 
Deutschland-Verbindungen  in  der Zeit  von 21.00 bis 6.00  Uhr sowie  die Anpassung von Opti­
onsangeboten im  Sprachtelefondienst.  

Az.: BK 2-1-99/004  

V  e r f a h r e  n s b e t e i  l  i  g  t e:  

Deutsche Telekom  AG  vertreten durch  ihren Vorstand, Dr. Ron Sommer  
(Vorsitzender), Josef Brauner, Detlev Buchal, Dr. 

Friedrich-Ebert-Allee 140  rer.  nat. Hagen  Hultzsch, Dr. Heinz Klinkham­
mer, Dr. Joachim  Kröske, Dipl.-Ing.  Gerd Tenzer, 

53113 Bonn  

- Antragstellerin ­

hat  die  Beschlußkammer 2 der  Regulierungsbehörde für Telekommunikation und  Post ohne öf­
fentliche  mündliche Verhandlung in  der Besetzung  

Ltd. RegDir Dipl.-Ing.  Kuhrmeyer (Vorsitzender), 

RR  z.  A. Busch  (Beisitzer 1) und  

RegDir Funk  (Beisitzer  2), 

am 16.03.99  entschieden:  
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Die mit Schreiben vom 25.01.1999 beantragte Senkung der Tarifeinheitenpreise auf 0,0517  DM  
(netto) für Regional- und  Deutschland-Verbindungen  bei einer Taktlänge von  60 Sekunden an  
Werktagen, Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen  sowie vom 24. Dezember bis 
einschließlich 1. Januar in der Zeit von 21.00  Uhr bis 6.00 Uhr im Sprachtelefondienst  wird be­
fristet bis zum  31.12.1999 genehmigt.  

Die Genehmigung  umfaßt  auch die im Zusammenhang  mit der Tarifsenkung beantragten Ände­
rungen  der Entgelte und entgeltrelevanten  Bestandteile der allgemeinen Geschäftsbedingun­
gen, d.  h.  die Einschränkung bisher gewährter Rabatte wie die  Langtelefoniererkomponente  
10plus  sowie Einschränkungen der Rabatte  bei den  Optionsangeboten, soweit diese durch  die 
Änderung der Entgelte für Regional- und Deutschlandverbindungen begründet  sind.  

Im übrigen wird der Antrag vom 25.01.99 abgelehnt.  

Die Abweichung von der  gemäß § 29 Abs.  1  TKV  97  vorgeschriebenen Veröffentlichungsfrist 
von einem Monat  vor dem Inkrafttreten der Entgelte  wird insoweit genehmigt, daß  die Entgelte  
zum  01.04.99 in  Kraft treten  und unverzüglich zu veröffentlichen  sind. 

Gründe 

I. 

Mit  Bescheid  (Az.: BMPT 213)  vom 09.12.97  wurde der Antragstellerin vom Bundesministerium  
für Post und Telekommunikation die Beschreibung des Price-Cap-Systems für den Telefon­
dienst  inklusive der Zusammensetzung  der Warenkörbe,  nach  dem die Entgeltregulierung  ab  
dem 01.01.98  durchgeführt wird,  mitgeteilt.  Damit  erfolgte  die Vorgabe der Maßgrößen und 
sämtlicher Nebenbestimmungen, auf deren  Grundlage  ab 01.01.98  Tarifanträge für das Ange­
bot  von Sprachtelefondienst  nach §  6 TKG zu genehmigen  sind.  Diese Price-Cap-Regulierung  
wurde am  17.12.97  im  Amtsblatt des Bundesministeriums für Post und Telekommunikation ver­
öffentlicht.  

Für die erste  Price-Cap-Periode  vom 01.01.98 bis 31.12.99 ist  danach das durchschnittliche 
Entgelt  für  die in den  Warenkörben zusammengefaßten  Dienstleistungen um  jeweils minde­
stens 4,3% abzusenken, wobei die Entgelte  im Tarifbereich “City” nicht erhöht  werden dürfen.  
Bestehende Rabatt- und Sonderregelungen, einschließlich der Optionsangebote Dial & Benefit  
für Großkunden,  Dial & Benefit CN für Corporate  Network-Betreiber/-Anbieter, Bonus 8, Bo­
nus 8  (Neu),  CityPlus, CityWeekend, Select  5plus und BusinessCall  700 wurden i n die Price­
Cap-Regulierung eingebunden. Dabei sind die im Preis  ermäßigten  Leistungen  als  eigenstän­
dige Price-Cap-Positionen umsatzbewertet in den jeweiligen Warenkörben entsprechend der  
Price-Cap-Formel berücksichtigt.  

Die Regulierungsbehörde hat zuletzt mit Bescheid (Az.  BK 2-1-99/001) vom 29.01.99 die  mit 
Schreiben vom 23.12.98 beantragte Änderung des Optionsangebots Bonus 8 (Neu) sowie mit 
Bescheid  (Az.  BK 2-1-99/002) vom 12.02.99 die  mit Schreiben vom 29.12.98  beantragten  Ent­
gelte für Deutschlandverbindungen im Sprachtelefondienst  der Deutschen Telekom AG (Ver­
längerung des Zeittaktes  im Tagtarif von “höherwertigen” Telefonanschlüssen)  auf  der Grund­
lage der am 09.12.97 vorgegebenen Maßgrößen und Nebenbestimmungen befristet bis zum  
31.12.99 genehmigt.  Damit wurden die  Price-Cap-Vorgaben mit einer erzielten Absenkung von  
insgesamt 25,48 %  (Geschäftskunden)  bzw.  15,40 % (Privatkunden) für die  Price-Cap-Periode  
1998/99 bereits übererfüllt.  
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Mit  Schreiben (Az.: VV 23a)  vom 25.01.99 hat die Antragstellerin einen  Antrag auf  Genehmi­
gung der Entgelte und entgeltrelevanten  Bestandteile  der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
für  die  Verlängerung  der  Taktlängen und Tarifeinheitenpreise für City-, Regional- und  Deutsch­
land-Verbindungen in  der  Zeit von 21.00 bis 6.00 Uhr sowie  die Anpassung von Optionsange­
boten im  Sprachtelefondienst  gemäß § 25 Abs.  1 i. V. m.  § 27 Abs.1  Nr.  2 TKG  im Rahmen  der  
geltenden Price-Cap-Regulierung gestellt. 

Die Antragstellerin beabsichtigt,  die Tarifeinheitenpreise  an  Werktagen, Samstagen,  Sonntagen  
und gesetzlichen Feiertagen  sowie vom 24. Dezember  bis einschließlich 01. Januar  in der Zeit 
von 21.00  Uhr bis 6.00 Uhr auf 0,0258  DM (netto) für City- und auf  0,0517 DM (netto) für Re­
gional- und Deutschland-Verbindungen bei einer Taktlänge von 60 Sekunden  abzusenken.  

In diesem  Zusammenhang beabsichtigt die  Antragstellerin auch  eine entsprechende Änderung  
der Ent gelte und entgeltrelevanten Bestandteile der All gemeinen Ges chäftsbedingungen der  
Langtelefoniererkomponente  10plus  und der Optionsangbote  Dial & Benefit für Großkunden,  
Dial & Benefit  CN für  Corporate Network-Betreiber/-Anbieter, Bonus 8, Bonus 8 (neu),  CityPlus,  
CityWeekend, Select 5plus, und Buisnesscall  700. 

Im einzelnen  sind folgende Änderungen  beantragt: 

1.  Optionsangebot  Dial & Benefit 
An allen  Tagen  wird  für  City-,  Regional- und Deutschland-Verbindungen in  der Zeit 
von 21.00  bis 6.00 Uhr kein Volumennachlaß mehr gewährt.  

2.  Optionsangebot  Dial & Benefit CN 
An allen  Tagen  wird  in der Zeit von  21.00 bis 6.00  Uhr für City- und Regional-Verbin­
dungen  kein Grundnachlaß und für City-,  Regional- und Deutschland-Verbindungen 
kein Volumennachlaß mehr gewährt.  

3. Optionsangebot  Bonus  8 
An allen  Tagen  werden die  Tarifeinheitenpreise für City-, Regional- und Deutschland-
Verbindungen  in der  Zeit von 21.00 bis 6.00 Uhr be i Kunden, 

die  vor dem 17.02.1999 Bonus 8 vereinbart haben und noch nicht in  das neue  
Rechnungssystem üb erführt worden sind, 

die Bonus 8 (Neu) nach   dem 17 .02.1999 vereinbart haben,  

gesondert in Rechnung gestellt. 

4. Optionsangebot  CityWeekend 
Der  Zeitraum, in dem  der Ci tyWeekend-Kunde an  Samstagen, Sonntagen und bun­
deseinheitlichen gesetzlichen Feiertagen  und  am 24. und 31. Dezember Vergünsti­
gungen erhält, wird von  5.00 bis 21.00  Uhr auf 6.00  bis  21.00 Uhr verkürzt.  

5. Optionsangebot  CityPlus 
Der Zeitraum, in dem  das Budget  von 400,  600  oder  800 Tarifeinheiten für  selbstge­
wählte  Verbindungen  im Tarifbereich City zu fünf mit dem Kunden vereinbarten Ziel­
rufnummern mit  einer Zeiteinheit  von 90 Sekunden verbraucht  wird, wird  von 5.00 bis  
21.00  Uhr auf  6.00 bis 21.00 Uhr verkürzt. 

6.  Optionsangebot Select 5plus 
Der Zeitraum, in  dem für  Verbindungen  zu  fünf  mit dem Kunden vereinbarten  Zielruf­
nummern,  die  vom Anschluß des Kunden im Tarifbereich  City-,  Regional- und 
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Deutschland erreicht werden, die reduzierten Tarifeinheitenpreise  gelten, wird von  
5.00 bis 21.00 Uhr auf 6.00 bis 21.00 Uhr verkürzt.  

7. Optionsangebot  BusinessCall  700 
Für selb stgewählte abgehende Verbindungen, die  zwischen den vereinbarten An­
schlüssen eines BusinessCall 700-Vertrages zum Tarif für City-, Regional- und  
Deutschland-Verbindungen h ergestellt  werden (Internbonus), gelten d ie reduzierten 
Preise  für Tarifeinheiten an allen  Tagen  nur in  der Zeit von 6.00  bis 21.00  Uhr.  

An allen  Tagen  in der Zeit von 21.00 bis 6.00  Uhr wird  für City-, Regional- und 
Deutschland-Verbindungen  kein Volumennachlaß mehr gewährt.  

Dies bedeutet, daß den Kunden von Optionsangeboten  der Antragstellerin auf Grund  der  bean­
tragten Tarifsenkung an allen Tagen  in  der  Zeit von  21.00 bis 6.00  Uhr die bisher gewährten 
Vergünstigungen nicht mehr, d. h. künftig nicht  noch zusätzlich gewährt werden. Es ergeben  
sich jedoch aus  der  vorgesehenen Tarifsenkung auch  für die Kunden insgesamt  Einsparungen,  
die die  genannten Optionsangebote in Anspruch nehmen.  

Mit  Schreiben (Az.: VV 23a)  vom 11.02.99 hat die Antragstellerin die  Verkürzung der nach  § 29  
Abs.  1 Satz 1 TKV 97 vorgeschriebenen Veröffentlichungsfrist  beantragt, damit  diese Preismaß­
nahme zum 01.04.99 in Kraft treten  kann.  

Mit  Schreiben (Az.: BK 2-1-99/004) vom 24.02.99 wurde die  Antragstellerin aufgefordert,  gemäß 
§ 7 Abs.  1 Satz  3 TEntgV kurzfristig darzulegen,  daß eine Beeinträchtigung  anderer Unterneh­
men durch die geplanten Tarifsenkungen - insbesonderer im Tarifbereich “City” - nicht  zu er­
warten  ist oder ein  sachlich gerechtfertigter  Grund für die  Beeinträchtigung  vorhanden ist.  

Mit  Schreiben (Az.: VV23a)  vom  01.03.99 hat sich die  Antragstellerin  hierzu  geäußert.  

Mit  Schreiben (Az.: BK 2-1-99/004) vom 03.03.99 wurde der Antragstellerin mitgeteilt, daß ge­
mäß § 28  Abs. 2 Satz 2 TKG das Verfahren  aufgrund der noch nicht  abgeschlossenen  Prüfun­
gen um  längstens vier  Wochen verlängert wird. 

II. 

a)	  Die Voraussetzungen  für ein  Verfahren  gemäß § 66 i. V.  m. §  73 Abs. 1 Satz  1 TKG sind er­
füllt,  denn es handelt  sich um eine  Entscheidung  der Regulierungsbehörde  nach  den Rege­
lungen  des Dritten T eils  des TKG einschließlich  der  entsprechenden Verordnungen, d. h.  
vorliegend der  auf  Grund des § 27 Abs.  4 TKG erlassenen TEntgV.  

Das vorgelegte  Angebot unterliegt  gemäß  § 25 Abs. 1 TKG der  Genehmigungspflicht. E s  
handelt sich  insoweit  um Entgelte und entgeltrelevante Bestandteile der Allgemeinen  Ge­
schäftsbedingungen für das Angebot von Sprachtelefondienst im  Rahmen  der  Lizenzklas­
se 4 nach § 6 TKG.   

Die Antragstellerin verfügt  auf  dem Markt für das  Angebot von Sprachtelefondienst  im Rah­
men  der Liz enzklasse  4 nach  § 6 Abs. 1  Nr. 2 TKG über eine marktbeherrschende Stellung  
nach § 19  des Gesetzes über Wettbewerbsbeschränkungen. Der Antragstellerin war bis 
zum Ablauf des 31.12.97 gemäß § 99 Abs.  1  Nr. 1  Buchstabe b) TKG das ausschließliche  
Recht  verliehen worden,  Sprachtelefondienst  nach § 6  Abs. 1  Nr. 2 TKG zu  erbringen. Für  
die Zeit nach  dem Ablauf  des  31.12.97 wurde  ihr eine Lizenz (Nummer 97  04 517)  der Li­
zenzklasse 4 nach  § 6 Abs. 1 Nr. 2  TKG erteilt. Es  kann  dahingestellt bleiben,  in  welchem  



- 5 -


Umfang die  Alleinstellung  der Deutschen Telekom AG  seit Erlöschen des ausschließlichen  
Rechts nach §  99 Abs. 1  Nr. 1 Buchstabe b) TKG abgenommen hat. Die Beschlußkammer 
geht insoweit - in Übereinstimmung mit dem Gesetzgeber (vgl. Begründung zum Entwurf ei­
nes TKG,  BT-Drs. 13/3609 =  BR-Drs. 80/96, S.  33 ( Zweck  des Gesetzes)  und  S. 43 ( Zu 
§  24))  - davon aus,  daß die Deutsche Telekom AG im  Bereich des Sprachtelefondienstes 
noch  auf  absehbare Zeit eine  marktbeherrschende Stellung innehaben wird.  

Dem Bundeskartellamt  wurde gemäß § 82  Satz  3 TKG Gelegenheit zur Stellungnahme ge­
geben.  

b)	  Die Genehmigungsvoraussetzungen f ür die beantragten E ntgelte für die  Verlängerung der  
Taktlängen und Tarifeinheitenpreise für R egional- und De utschland-Verbindungen i n der  
Zeit von 21.00 bis 6.00  Uhr sowie der Anpassung  von Optionsangeboten im Sprachtelefon­
dienst sind  erfüllt.  

ba) Die eigentliche Prüfung im Rahmen des  gemäß §  27 Abs.  1 Nr.  2 TKG  durchzuführenden  
Price-Cap-Verfahrens beschränkt sich nach § 27  Abs. 4 TKG i.  V.  m. §  5 TEntgV auf die  
Einhaltung der nach  § 4 Abs. 2 TEntgV vorgegebenen Maßgrößen und Nebenbestimmun­
gen.  

Die vorgegebenen  Maßgrößen sind bereits mit den bisherigen Tarifsenkungen übererfüllt  
worden. Mit dem beantragten Entgelt für die  Verlängerung der Taktlängen und Tarifeinhei­
tenpreise für Regional- und Deutschland-Verbindungen  in der Zeit  von 21.00  bis 6.00  Uhr  
sowie  der Anpassung von  Optionsangeboten im Sprachtelefondienst  ergibt sich  für den Pri-
vatkunden-Warenkorb ein e zusätzliche Absenkung in Höhe von ca. 3,3%  und für den Ge­
schäftskunden-Warenkorb eine zusätzliche Absenkung  in Höhe von ca. 0,5%.   

Die rechnerische Prüfung der anteiligen Umsätze  jeder Entgeltposition bestätigt  die von der  
Antragstellerin ausgewiesene zusätzliche Tarifniveauabsenkung für die beiden  Warenkörbe.  

bb) Des  weiteren  hat  die Regulierungsbehörde gemäß § 27  Abs. 3  TKG  neben der Einhaltung  
der o.  g. Maßgrößen auch zu prüfen, ob die beantragten Entgelte offenkundig den Anforde­
rungen des § 24 Abs.  2  Nr. 2 und Nr. 3 TKG nicht entsprechen oder m it  anderen Vorschrif­
ten  des  TKG oder  anderen Rechtsvorschriften nicht in Einklang  stehen.  Sofern dies der  Fall  
ist,  ist die Genehmigung  der Entgelte zu  versagen. 

Offenkundigkeit liegt jedoch nur da nn vor, wenn die Nichteinhaltung  der An forderungen des 
§ 24 Abs. 2  Nr. 2  und Nr.  3 TKG  für die Regulierungsbehörde auf Grund bereits  vorhande­
ner Unterlagen,  Kenntnisse und Erfahrungen ohne  weiteres ersichtlich ist. Die  Prüfung ist 
daher auf eine  Evidenzprüfung zu  beschränken.  

Ein offenkundiger Verstoß gegen  die Anforderungen des § 24  Abs. 2  Nr.  2 TKG  ist für die 
beantragte  Senkung der Tarifeinheitenpreise auf  0,0517 D M (Netto) für Regional- und  
Deutschland-Verbindungen  bei einer Taktlänge von 60 Sekunden nicht gegeben.  Insbeson­
dere  konnte auch  nach  Auswertung eingegangener Stellungnahmen von Wettbewerbern 
und durchgeführten Vergleichen mit den Regional- und Ferntarifen nationaler und  interna­
tionaler Wettbewerber kein Verstoß gegen das in § 24  Abs. 2 Nr. 2 TKG enthaltene Verbot 
wettbewerbsbeeinträchtigender Abschläge festgestellt werden.  Bei der Beurteilung der  
Frage, ob  ein  Abschlag im  Sinne von § 24 Abs. 2   Nr. 2 TKG vorliegt, sind  nicht die  Kosten  
einzelner  Wettbewerber,  sondern allein  die Kosten der  effizienten  Leistungsbereitstellung  
maßgeblich.  Anderenfalls wäre das marktbeherrschende Unternehmen  u.U.  gezwungen,  
seine Endkundenpreise künstlich  “hoch” zu halten, weil  beispielsweise  einzelne  Wettbe­
werber aufgrund einer zu  geringen  Zahl von Zusammenschaltungspunkten  gezwungen  sind,  
regelmäßig sowohl die Zuführung  als auch die Terminierung  in  ungünstigen  Tarifzonen in  
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Anspruch zu nehmen. Entgelte enthalten daher nur dann  Abschläge,  wenn sich eine nega­
tive Differenz  zwischen den beantragten Entgelten und den Kosten einer  effizienten Lei­
stungsbereitstellung  ergibt. Z ieht m an vorliegend als Anhaltspunkt  die Höhe derjenigen Ent­
gelte heran, die die Antragstellerin von ihren Wettbewerbern für die Zuführung und Termi­
nierung von Verbindungsleistungen  verlangt, läßt sich nach den  Berechnungen der Be­
schlußkammer folgendes feststellen.  

In der Entfernungszone Regional (Regio 50) steht einem effektiven Endkundenpreis von  
5,67 Pf/Min (netto) ein  Interconnection-Preis von 3,26  Pf/Min  (netto) gegenüber. Damit er­
gibt  sich  hier  eine  positive Differenz, d. h.  eine  Marge für  potentielle Wettbewerber, von 2,41  
Pf/Min (netto).  Der effektive Endkundenpreis wurde nach dem üblichen statistischen Be­
rechnungsverfahren  nach “Socher”, in das der  Tarifeinheitenpreis, die Taktlänge und die 
mittlere  Gesprächsdauer als  Parameter einfließen,  ermittelt.  Erst dadurch wird die Ver­
gleichbarkeit  zwischen der sekundengenauen  Abrechnung der  Interconnection-Entgelte und 
der vorgesehenen  Abrechnung der Endkundenentgelte  im 60-Sekunden-Takt erreicht.  

In der Entfernungszone Deutschland (Fern) steht bei Verbindungen unter  200 km einem ef­
fektiven Endkundenpreis von  5,52 Pf/Min  (netto) ein   Interconnection-Preis von 3,59 Pf/Min  
(netto) gegenüber. Hier beträgt die  Differenz für  die  Wettbewerber 1,93 Pf/Min (netto).  

Der Unterschied der effektiven Endkundenpreise  bei gleichen Tarifeinheitenpreisen  und  
Taktlängen  ist auf die  unterschiedliche mittlere Gesprächsdauer zurückzuführen. Diese be­
trägt in  der Entfernungszone  Regional (Regio 50) 340 Sekunden und in  der Entfernungs­
zone  Deutschland (Fern) 480   Sekunden. Die Angaben beruhen auf  Angaben der O rganisa­
tion  für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit (OECD). 

In der Entfernungszone Deutschland (Fern) steht bei Verbindungen über 200 km einem ef­
fektiven Endkundenpreis von  5,52 Pf/Min  (netto) ein   Interconnection-Preis von 4,40 Pf/Min  
(netto) gegenüber. Hier beträgt die  Differenz für  die  Wettbewerber 1,12 Pf/Min (netto).  

Auch bei Berücksichtigung der  Tatsache,  daß Anbieter von Sprachtelefondienst  neben den  
eigentlichen Verbindungskosten weitere Kosten beispielsweise  für Rechnungserstellung, 
Kundenbetreuung und Marketing haben, bieten nach Einschätzung der Beschlußkammer  
die o.  g. Differenzen ausreichend Spielraum für die A ngebotsgestaltung der  Wettbewerber.  

Dies zeigen auch Vergleiche mit den Tarifen nationaler un d internationaler  Wettbewerber.  

Nach  diesen  Tarifvergleichen würde die Antragstellerin für Deutschland-Verbindungen in  der  
Zeit von 21.00 bis 6.00 Uhr, einem aufkommensschwachen Zeitabschnitt, derzeit zwar in 
Deutschland  zusammen mit  mehreren Anbietern eine preismäßige  Spitzenstellung einneh­
men.  Dem Vergleich liegt jedoch eine  statische  Betrachtungsweise zugrunde.  Es ist  daher  
davon  auszugehen, daß auch andere Wettbewerber, wie  bereits die Firmen  Mobilcom und  
Tele2,  auf die Preissenkungen der  Antragstellerin reagieren werden. Im  Vergleich mit  inter­
nationalen Anbietern liegen  die beantragten  Entgelte zwischen 21.00  und  6.00 Uhr hinter  
P&T Island, Telia Schweden  und Tele Danmark  in der Spitzengruppe. 

Ein offenkundiger Ve rstoß gegen §  24 Abs.  2 Nr. 3 TKG ist  vorliegend  ebenfalls nicht gege­
ben, da  sich die  beantragten  Entgelte an  jeden Kunden  der Antragstellerin richten.  

Es  sind auch keine Anhaltspunkte daf ür erkennbar, daß das zur Genehmigung vorgelegte  
Entgelt für Regional- und  Deutschland-Verbindungen  mit sonstigen Vorschriften des TKG 
oder anderen  Rechtsvorschriften nicht in Einklang  steht.  
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c)	  Die Genehmigung der beantragten Senkung des Tarifeinheitenpreises auf  0,0258 D M  
(netto)  für  City-Verbindungen bei einer T aktlänge von 60 Sekunden  an Werktagen,  Samsta­
gen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen  sowie vom 24.  Dezember bis einschließlich 1. 
Januar in  der Zeit von 21.00 Uhr bis 6.00 Uhr im Sprachtelefondienst wird versagt.  

Die Einhaltung der nach  § 4  Abs.  2 TEntgV vorgegebenen Maßgrößen  und Nebenbestim­
mungen ist  zwar v orliegend erfüllt. Die Regulierungsbehörde  hat jedoch  gemäß § 27 Abs. 3  
TKG  neben der Einhaltung der o. g.  Maßgrößen auch zu prüfen, ob die beantragten  Ent­
gelte offenkundig den  Anforderungen  des § 24 Abs.  2  Nr. 2 und Nr. 3 TKG nicht  entspre­
chen oder mit anderen Vorschriften des TKG oder  anderen  Rechtsvorschriften  nicht  in Ein­
klang stehen.  

Da sich  die An tragstellerin mindestens  2,48 Pf/Min (netto),  d.  h.  zwei mal 1,24 Pf/Min f ür  
Terminierungs- und Zuführungsleistungen  im Tarifbereich I allein  für  Vorleistungen, d. h.  für  
die Nutzung ihrer Netzinfrastruktur für die Bereitstellung von City-Verbindungen  intern ver­
rechnen muß und  zudem noch  weitere Kosten, wie  etwa Marketing,  Vertrieb  und Billing an­
fallen,  ist  davon  auszugehen,  daß die von der Antragstellerin beantragten Entgelte  für  Ver­
bindungen im City-Bereich in  der Zeit zwischen  21  Uhr und 6 Uhr die insgesamt anfallenden  
Kosten nicht decken.  

Die beantragten  Entgelte für  Verbindungen im City-Bereich enthalten daher  offenkundig Ab­
schläge, die die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Unternehmen auf  einem  Markt  der Te­
lekommunikation  gemäß § 24 Abs. 2 Nr. 2 TKG  beeinträchtigen.  Die Genehmigung der be­
antragten Entgelte für  Verbindungen  im City-Bereich  ist  daher entsprechend § 27  Abs. 3  
TKG zu  versagen. 

ca) In  der Entfernungszone  City  steht  einem effektiven Endkundenpreis von 2,91 Pf/Min (netto)  
ein  Interconnection-Preis von  1,24 Pf/Min (netto) für die Zuführung  und 1,24 Pf/Min  (netto)  
für die Terminierung  gegenüber. Damit ergibt  sich  lediglich  eine  Differenz von 0,43  Pf/Min 
(netto).  Damit liegt  der Endkundentarif  nur noch um 17,34%  über den Offpeak-Tarifen  für  
Terminierungs- und Zuführungsleistungen  im Tarifbereich I.  Der effektive Endkundenpreis 
wurde wie bei den Regional- und Deutschland-Verbindungen nach dem üblichen statisti­
schen  Berechnungsverfahren  nach  “Socher”, in  das der Tarifeinheitenpreis,  die Taktlänge 
und die  mittlere Gesprächsdauer als Parameter einfließen, ermittelt. 

Unter Berücksichtigung des Umstandes,  daß Wettbewerber, die Interconnection-Leistungen  
in Anspruch nehmen, aus dieser Marge zudem  noch weitere Kosten, wie etwa  Marketing,  
Vertrieb  und  Billing abdecken müssen, ist davon auszugehen, daß diese durch die bean­
tragte Senkung der T arifeinheitenpreise auf  0,0258 DM  (netto)  für Ci ty-Verbindungen  bei  ei­
ner T aktlänge von 60 Sekunden in ihren Wettbewerbsmöglichkeiten beeinträchtigt  werden.  

cb) Insofern  ist es der Antragstellerin auch  in i hrem  Schreiben vom 01.03.99 nicht  gelungen  im  
City-Bereich ein en sachlichen Grund für den Verstoß gegen  § 24 Abs.   2  Nr. 2 TKG nachzu­
weisen, so daß die Genehmigung für die beantragte Senkung der Tarifeinheitenpreise auf  
0,0258 DM (netto) für City-Verbindungen bei einer Taktlänge von 60 Sekunden  an Werkta­
gen, Samstagen,  Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen  sowie vom 24. Dezember bis 
einschließlich 1. Januar in der Zeit von 21.00 Uhr bis  6.00  Uhr zu versagen  war.  

Insoweit wird von der Antragstellerin auf  der Basis des effektiven Endkundenpreises in  
Höhe von 2,91  Pf/Min (netto) und  den Interconnection-Entgelten gemäß Vfg. 11/1998  im  
Amtsblatt Nr.  3 der Regulierungsbehörde  für Telekommunikation  und Post  vom 18.02.1998 
die den Wettbewerbern verbleibende  Marge in Höhe von 0,43  Pf/Min ( netto)  und somit  nur  
noch 17,34%  über den Offpeak-Tarifen für  Terminierungs- und Zuführungsleistungen im Ta­
rifbereich I bestätigt.  
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Insbesondere  konnte der Argumentation  der Antragstellerin nicht gefolgt werden, daß dem 
Teilnehmernetzbetreiber 1,67  Pf/Min ( netto) zur Preisgestaltung verbleiben. In jedem Fall  
muß davon ausgegangen  werden, daß dieser  zunächst  seine  eigenen Netzkosten zu dec­
ken  hat, die in  etwa den Interconnection-Entgelten  für die  Zuführung einer Verbindung im  
City-Bereich in  Höhe von 1,24  Pf/Min (netto) entsprechen dürften. Damit reduziert sich auch 
für einen City-Netzbetreiber die Marge auf 0,43 Pf/Min (netto).  

Auch die Argumentation der Antragstellerin, daß sie mit der beantragten  Preismaßnahme  
für City-Verbindungen  lediglich den Wettbewerbern folge, die City-Verbindungen für  
3  Pf/Min (brutto)  oder noch günstiger anbieten, stellt keinen  sachlich gerechtfertigten  Grund  
für diese Tarifmaßnahme dar.  

Insbesondere unter  Verbraucherschutzgesichtspunkten wäre zwar zu begrüßen,  wenn  die 
Antragstellerin den Wettbewerbern  folgend ihre Entgelte für Verbindungen im  City-Bereich  
senkt. Dies  kann  jedoch  behinderungsfrei nur so  erfolgen, daß die Interconnection-Entgelte  
für Terminierungs- und Zuführungsleistungen im Tarifbereich  I entsprechend gesenkt wer­
den,  so  daß Wettbewerber, die diese  Leistungen in  Anspruch nehmen,  nicht  in ihren Wett­
bewerbsmöglichkeiten  beeinträchtigt  werden. Hier mußte  aus regulatorischer Sicht  dem  
Aufbau bzw.  Erhalt  erster Wettbewerbsstrukturen  der Vorrang eingeräumt  werden, denn nur  
diese sichern zuverlässig die  Wettbewerbsbedingungen. Nur diese  führen längerfristig  zum  
bestmöglichen Verbrauchernutzen.  

Auch kann der Auffassung der Antragstellerin nicht gefolgt werden,  daß eine  mögliche  Ko­
stenunterdeckung im City-Bereich  in der  Zeit von 21.00 Uhr bis 6.00 Uhr durch ausrei­
chende  Gewinnzuschläge in anderen Tarifzeiten leicht  ausgeglichen  werden kann. Folgte  
man dieser Argumentation,  würde dies  bedeuten, daß in  der hier  in Rede stehenden Tarif­
zeit City-Verbindungen  letztlich zum  Nulltarif  angeboten werden könnten.  

Hierbei ist die Beschlußkammer der Auffassung, daß die  Vorschriften des § 24 TKG  auch 
im Rahmen der geltenden Price-Cap-Regulierung die Maßstäbe grundsätzlich  auch für ein­
zelne Dienstleistungen, hier City-Verbindungen in der Zeit von 21.00  Uhr bis 6.00  Uhr, set­
zen.  

Die Antragstellerin hat daher die  wettbewerbliche Unbedenklichkeit dieser Tarifmaßnahme 
im City-Bereich  nicht  nachweisen  können.  

d)	  Die Befristung  der  Genehmigung erfolgt gemäß § 28  Abs. 3 TKG i. V. m.  § 36 Abs.   2  Nr. 1  
VwVfG.  

e)	  Die Abweichung von der gemäß  § 29  Abs.  1 TKV 97 vorgeschriebenen  Veröffentlichungs­
frist wird genehmigt,  damit die  Tarifsenkung den  Kunden der Antragstellerin so  schnell wie  
möglich zugute kommen kann. In soweit war  zu  berücksichtigen, daß die  beantragte  Preis­
maßnahme im Vergleich zu  den derzeit  geltenden Bedingungen  eine geringfügige  Ver­
schlechterung  von Konditionen oder ggf.  sogar partielle Erhöhungen  beinhaltet, die Preis­
maßnahme in ihrer Gesamtheit über die Summe aller Gespräche  jedoch zu Vergünstigun­
gen führt  und das  in  § 28 Abs.  3 TKV enthaltene Sonderkündigungsrecht der  Kunden unbe­
rührt läßt. 



Rechtsbehelfsbelehrung  

Gegen diesen Bescheid  kann innerhalb  eines Monats nach Bekanntgabe  Klage  bei dem Ver­
waltungsgericht  in Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, schriftlich  oder zur Niederschrift  des Ur­
kundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage muß den  Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens  bezeichnen.  Sie soll  einen bestimmten Antrag ent­
halten. Die  zur B egründung  dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen  angegeben werden.  

Der Klage nebst Anlagen  sollen  so viele Abschriften beigefügt werden, daß alle Beteiligten eine  
Ausfertigung erhalten  können.  

Falls die Frist durch das  Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten  versäumt werden  sollte, 
würde dessen  Verschulden Ihnen zugerechnet.  

Eine Klage  hat keine aufschiebende  Wirkung.  

 
 

Kuhrmeyer 
(Vorsitzender)  

Busch 
(Beisitzer) 

 
 

Funk 
(Beisitzer) 
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